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 Ombudschaft  BVkE-Info

Liebe Kolleg:innen, 
„Wir wollen nicht mehr nur als Kostenbelastung des Staates gesehen 
werden, sondern als Menschen!“ So formulierte ein jugendlicher Teil-
nehmer der BVkE-Bundestagung Mitte Mai 2022 in Siegburg seine 
Forderung an die staatlichen Stellen. Als 17-Jähriger, der seit 14 Jah-
ren in einer Jugendhilfeeinrichtung lebt, weiß er, wovon er spricht. 
Ein anderer junger Mann beklagte die geringen Lebensmittel- und 
Bekleidungsgeldsätze, die eine nachhaltige Lebensführung unmög-
lich machten. Und beide fordern die Abschaffung der Abgabe von 
25 Prozent ihrer ersten Einkünfte aus Ausbildung und Nebenjobs ans 
Jugendamt. Die jungen Leute waren sich einig, dass das System der 

stationären Hilfe den jungen Erwachsenen keine Zeit zum Erwach-
senwerden zugestehe. Der Applaus der anderen rund 400 Teilneh-
mer:innen zeigte: Beteiligung der jungen Menschen kommt bei den 
Vertreter:innen der BVkE-Einrichtungen gut an. Nun müssen wir 
aber auch Ernst machen und die Forderungen der jungen Menschen 
in unsere Ziele-Agenda aufnehmen.

Eine weitere Form, Beteiligung sicherzustellen, sind die neu im 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) verankerten Ombuds-
stellen, die Jugendämter einrichten sollen. Die skandinavischen Län-
der sind uns an dieser Stelle ein weiteres Mal voraus, für sie gelten 
Ombudsstellen als selbstverständlicher Bestandteil von Bürgerbetei-
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ligung am gesellschaftlichen Leben. In Deutschland werden alle Ver-
fahren zur Verbesserung der Beteiligung, zum Beispiel Beschwerde-
verfahren, sehr schnell unter dem Gesichtspunkt der Kontrolle, der 
Prüfung und der Kritik am System angesehen – ich befürchte, das ist 
das preußische Erbe, das vom Staat eine allumfassende Regelung 
erwartet, die es im Gegenzug nicht zu kritisieren gilt. Ich schlage vor, 
wir machen es wie die Niederländer:innen und bleiben gelassen – und 
richten unter dem Leitbegriff Ombudsstellen gute Anlaufmöglichkei-
ten für hilfesuchende Menschen ein, die mit den komplizierten Sys-
temen ihre liebe Not haben. Sie finden bei den Ombudsstellen hof-
fentlich freundliche Aufnahme und Verständnis für ihr jeweiliges 
Anliegen, sie erhalten echte Hilfestellung und nicht schon wieder nur 
eine neue Stelle, die sie irgendwohin schickt. Gute Beispiele von 
erfolgreichen Ombudsstellen und -verfahren im Rahmen der Kinder- 
und Jugendhilfe finden Sie in diesem Heft.

Die Siegburger Bundestagung trug den Titel „Bunt. Vielfältig. 
Stark. Wir gestalten Lebensperspektiven mit jungen Menschen“. 
Schon im Motto unserer Tagung wurde auf die Beteiligung der Kin-
der und Jugendlichen hingewiesen. Wenn wir uns dazu bekennen, zu 
sagen: „Wir gestalten Lebensperspektiven MIT jungen Menschen“, 
dann formulieren wir damit ein Selbstverständnis der Beteiligung in 
den gesamten Hilfeprozessen. Die Zeiten, in denen die Erziehungs-
hilfe von oben herab „besser wusste“, was für die Kinder und Jugend-

lichen, für die jungen Erwachsenen 
und ihre Familien richtig und not-
wendig sei, sind wirklich vorbei. 
Wir können nur wirksam sein, 
wenn wir an der Seite derjenigen, 
für die wir etwas erreichen und ver-
ändern wollen, unterwegs sind. Die 
Veränderung produzieren kann 
nur der betroffene Mensch selbst, 
wir können aber viel dazutun: 
Wege bereiten, beraten, Vorschläge 
machen, Zuversicht vermitteln, 
Selbst vertrauen stärken. Neben den Ombudsstellen ist noch eine wei-
tere Beteiligungsform im Gesetz verankert, das in seinen Auswirkun-
gen noch nicht im Bewusstsein der Kinder- und Jungendhilfe ange-
kommen ist: das Recht von Kindern und Jugendlichen auf 
Beratung – auch ohne Sorgeberechtigte. Auf dem Hintergrund  dieses 
Rechtsanspruchs – so hoffe ich – werden in den kommenden Jahren 
Beratungsformen vor allem durch freie Träger entwickelt werden, die 
die Betroffenen bei der Wahrnehmung ihrer Rechte ebenso stärken 
wie die Ombudsstellen. 

Frohes Schaffen! 
Ihr Klaus Esser

Dr. Klaus Esser
Vorsitzender des BVkE 
E-Mail: esser@bethanien-kinder-
doerfer.de

Recht

Ombudsstellen sind im SGB VIII verankert
Seit im Juni 2021 das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz in Kraft 
getreten ist, ist Ombudschaft im § 9 a SGB VIII gesetzlich verankert. 
Dieser Erfolg ist in weiten Teilen den Ombudsstellen zu verdanken, 
die sich in den letzten zwanzig Jahren in Deutschland gegründet und 
sich, auch im Rahmen des Bundesnetzwerks Ombudschaft in der 
Jugendhilfe e. V., für eine gesetzliche Verankerung von Ombudschaft 
eingesetzt haben.

Die gesamte Definition von Ombudschaft in der Kinder- und 
Jugendhilfe1 findet sich zwar nicht im Gesetz wieder, aber die bishe-
rige ombudschaftliche Praxis und der Gesetzgeber stimmen in Fol-
gendem überein: Ombudsstellen beraten junge Menschen und ihre 
Familien bei Konflikten mit dem freien oder öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe.

Über diese Definition der Beratungstätigkeit hinaus gibt es einige 
Punkte, in denen die neuen rechtlichen Grundlagen und die 20-jäh-
rige Praxis und Expertise der Ombudsstellen zukünftig zusammen-
gebracht werden müssen. Einige dieser Punkte sollen im Folgenden 
kurz aufgezeigt werden:

§ 9 a SGB VIII – Ombudsstellen: „In den Ländern wird sicherge-
stellt, dass sich junge Menschen und ihre Familien zur Beratung in 
sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammen-
hang mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und 
deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Jugendhilfe 
an eine Ombudsstelle wenden können.“ Bisher haben die meisten 
Ombudsstellen schwerpunktmäßig zu Konflikten im Zusammen-
hang mit den Hilfen zur Erziehung (§ 27 ff. SGB VIII) beziehungswei-
se Hilfeplan-analog gesteuerten Leistungen beraten. Durch die Erwei-
terung auf alle Konflikte im Zusammenhang mit Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII kommen vielfältige neue 
Aufgabenfelder hinzu. Das bedeutet zum einen, dass hier eine fachli-
che Weiterentwicklung und Netzwerkarbeit mit den bestehenden 
Beratungs- und Beschwerdestrukturen in den entsprechenden Berei-
chen der Jugendhilfe (zum Beispiel Kita) notwendig ist. Zum ande-
ren erhöht sich hierdurch der Personalbedarf der Ombudsstellen – in 
welcher Höhe, ist bisher nicht abzuschätzen. 

§ 9 a – „Die hierzu dem Bedarf von jungen Menschen und ihren 
Familien entsprechend errichteten Ombudsstellen …“ Ebenfalls 
kaum abzuschätzen ist der Bedarf, den junge Menschen und ihre 
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Familien an ombudschaftlicher Beratung haben. Bisher gibt es kein 
Bundesland, in dem davon ausgegangen werden kann, dass alle 
potenziell Ratsuchenden das Angebot der Ombudsstellen kennen –
und dieses bezieht sich in den meisten Fällen bisher nur auf einen Teil 
der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe. Trotzdem sind die beste-
henden Ombudsstellen bereits regelmäßig an und über ihren Kapa-
zitätsgrenzen.2 Es wird also notwendig sein, mehrstufige Prozesse 
einzurichten, um immer wieder zu prüfen, wie hoch der Bedarf ist 
und wie viel Personal es braucht. Denn: Je bekannter eine Ombuds-
stelle wird, desto mehr Anfragen gibt es.

Darüber hinaus besteht bei jungen Menschen und ihren Familien 
nicht nur ein quantitativer Bedarf nach Beratung, sondern auch ein 
qualitativer Bedarf im Hinblick auf Art und Inhalt der Beratung. 
Hierbei spielen die Qualitätskriterien ombudschaftlicher Beratung 
eine wesentliche Rolle. Dies betrifft unter anderem die Qualifikation 
der Ombudspersonen, die Durchführung von Beratung im Vier-Au-
gen-Prinzip und die Unabhängigkeit der Ombudsstellen (BNO 
2022).3 Hinzu kommt, dass es zur Ermittlung des Bedarfs auch die 
Einbeziehung junger Menschen und ihrer Familien braucht: Über 
welche Rechte besteht besonderer Aufklärungsbedarf, welche (digi-
talen) Zugänge zur Ombudschaft wünschen sie sich etc.?
 
§ 9 a – „… arbeiten unabhängig und sind fachlich nicht weisungs-
gebunden.“ Die Unabhängigkeit von Ombudsstellen ist eine wesent-
liche Voraussetzung für gelingende ombudschaftliche Beratung und 
auch für die fachpolitische Lobbyarbeit von Ombudsstellen, die dazu 
dient, auf strukturelle Defizite in der Kinder- und Jugendhilfe auf-
merksam zu machen und die Rechte junger Menschen und ihrer 
Familien zu stärken. Wie genau Unabhängigkeit hergestellt und 
gewahrt werden kann, ist ein komplexes Thema, daher sei hier vor 
allem genannt, dass die Externalität von leistungserbringenden und 
leistungsgewährenden Trägern der Jugendhilfe eine wesentliche 
Stellschraube ist, um auf organisatorischer Ebene Unabhängigkeit 
herzustellen. Für eine vertiefende Auseinandersetzung mit diesem 
Thema sei auf das Fact Sheet „Unabhängigkeit als zentrales Qualitäts-
merkmal …“⁴ und die dort genannte weiterführende Literatur ver-
wiesen.
 
§ 9 a – „§ 17 Absatz 1 bis 2 a des Ersten Buches gilt für die Beratung 
sowie die Vermittlung und Klärung von Konflikten durch die 
Ombudsstellen entsprechend.“ Laut § 17 SGB I müssen Sozialleis-
tungen umfassend und zügig gewährt werden, soziale Dienste und 
Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen 
und Sozialleistungen barrierefrei sein. Menschen mit Beeinträchti-
gungen sollen außerdem entsprechende Unterstützung bekommen. 
Dieser Satz formuliert also wichtige Rahmungen, die vor allem Kon-
sequenzen für die Ausstattung der Ombudsstellen und die (Weiter-)
Entwicklung inklusiver und niedrigschwelliger Beratungsansätze mit 
sich bringen.

§ 9 a – „Das Nähere regelt das Landesrecht.“ Der Verweis auf Rege-
lungen im Landesrecht macht deutlich, dass die Länder gefordert sind, 
eine eigene, bedarfsgerechte Ombudsstruktur zu schaffen. In einigen 
Bundesländern ist dieser Prozess bereits in vollem Gange. Beispielswei-
se hat Niedersachsen im März 2022 ein Ausführungsgesetz zum § 9 a 
SGB VIII verabschiedet. Die bestehenden Ombudsstellen, ihre Erfah-
rung und auch das Bundesnetzwerk Ombudschaft mit seiner gebün-
delten Expertise sind wichtige Kooperationspartner bei der Entwick-
lung dieser Landesausführungsgesetze. Melissa Manzel

 Bundesnetzwerk Ombudschaft in der Jugendhilfe e.V. 
 E-Mail: melissa.manzel@ombudschaft-jugendhilfe.de

Anmerkungen

1. Bundesnetzwerk Ombudschaft in der Jugendhilfe e. V. (BNO): 
Selbstverständnis. Fulda, 2021 (Kurzlink: https://bit.ly/3wL8S3h), S. 4. 
2. Len, A.; Tomaschowski, L.: Wie funktioniert Ombudschaft? Einblicke in 
ein heterogenes Feld. In: Forum Erziehungshilfen, Heft 1/2020, S. 13. 
3. BNO: https://ombudschaft-jugendhilfe.de/verein-bundesnetzwerk/
4. BNO: Fact Sheet: Unabhängigkeit als zentrales Qualitätsmerkmal für die 
Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe. Berlin, 2020 (Kurzlink: https://
bit.ly/3PHq6pC). 
 

Ombudschaft geht ihren Weg in eine  
inklusive Kinder- und Jugendhilfe
Mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz hat sich der Gesetzge-
ber endlich auf den Weg gemacht, das SGB VIII inklusiv zu denken 
und alle jungen Menschen, ob mit oder ohne Behinderung, unter dem 
Dach der Kinder- und Jugendhilfe zu verorten. Die Zusammenfüh-
rung der Kinder- und Jugendhilfe mit der Eingliederungshilfe für 
junge Menschen ins SGB VIII ist Ziel einer dreistufigen Umsetzung 
bis 2028. Bisher ist dieses exklusive Recht nur jungen Menschen mit 
einer (drohenden) seelischen Behinderung durch den § 35 a SGB VIII 
vorbehalten. Ein weiterer Schritt soll das Angebot einer inklusiven 
Infrastruktur sein, das „die inklusive Ausrichtung der Aufgaben-
wahrnehmung und die Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnis-
se von jungen Menschen mit Behinderungen“ (§ 79 a SGB VIII) be -
inhaltet und eine inklusive Ausrichtung des Leistungsangebots in der 
Jugendhilfeplanung bereithält (§ 80 SGB VIII). Dies bedeutet einen 
Paradigmenwechsel, der sich von der bisherigen Kategorisierung von 
Behinderung und Nichtbehinderung sowie deren Formen der Beein-
trächtigung abwendet. 

Eine weitere Neuerung im KJSG ist die gesetzliche Verankerung 
von unabhängigen und nicht weisungsgebundenen Ombudsstellen in 
der Kinder- und Jugendhilfe durch § 9 a SGB VIII (vergl. den vorigen 
Beitrag). In § 9 a Satz 1 ist der Aufgabenbereich der Ombudsstellen 
näher bestimmt worden. § 9 a Satz 3 enthält den Verweis auf § 17 
Abs. 1 bis Abs. 2 a SGB I, durch den klargestellt wird, dass einem bar-
rierefreien Zugang zu ombudschaftlicher Beratung und Unterstüt-
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zung Rechnung zu tragen ist für alle jungen Menschen mit Behinde-
rung und ihre Personensorgeberechtigten.

Die bisherige Arbeit ombudschaftlicher Initiativen und Vereine 
beinhaltet bereits einen inklusiven Charakter, weist sie doch auf  
die Wahrnehmung und Akzeptanz individueller Bedarfe und Be- 
dürfnisse in vielfältigen Lebenskontexten junger Menschen und 
ihrer  Familien hin. Grundlage von Ombudschaft ist der Ausgleich 
einer strukturellen Machtasymmetrie und eine Unterstützung in  
der Durchsetzung von Rechtsansprüchen im SGB VIII. Die zukünf-
tige Verortung in einem inklusiven Leistungssystem bedeutet den-
noch auch für Ombudsstellen eine Um- oder Neustrukturierung, 
bedarf es doch neben der Erweiterung der Beratungsinhalte und  
der niedrigschwelligen barrierefreien Zugänge auch eines Zuwach-
ses an Wissen über behinderungsspezifische Problem- und Kon-
fliktfelder.

Bisher war der Zugang für junge Menschen mit körperlichen, geis-
tigen oder Sehbeeinträchtigungen zu Ombudschaft in der Regel ver-
sperrt, da die Beratungsangebote sich ausschließlich auf das SGB VIII 
beziehen. Ombudschaftliche Beratung erhielten sie von daher nur bei 
zusätzlichen Leistungsansprüchen nach dem SGB VIII (§ 35 a oder 
andere Unterstützungsangebote nach § 27 ff. oder § 41). 

Mit dem inklusiven Gedanken und der damit verbundenen 
Zuständigkeit des SGB VIII nun für alle jungen Menschen stellt sich 
ebenso die Frage nach einem Perspektivenwechsel, denn der vorherr-
schende Gedanke von separierenden Angeboten für junge Menschen 
mit Behinderung hat eine jahrzehntelange Tradition und findet sich 
noch heute in der Ausbildung von Pädagog:innen. Mittlerweile sind 
die Lehrpläne, wie es sich zum Beispiel in der Inklusionspädagogik 

teilweise zeigt, geändert, die Frage nach der Umsetzung einer inklu-
siven Gesellschaft stellt sich aber dennoch.

Wie stark beeinflusst dieser Separationsgedanke noch die Haltung 
auch von (künftigen) Fachkräften in der ombudschaftlichen Arbeit? 
Die inhaltlich-konzeptionelle Ausgestaltung eines ombudschaftli-
chen Beratungsangebots in einer inklusiven Kinder- und Jugendhil-
fe wird in den nächsten Jahren Aufgabe der Länder und der Ombuds-
stellen sein, und folgende Themenkomplexe beziehungsweise Fragen 
sollten in diese Entwicklung einfließen:
◆  Welche Mindestanforderungen sind an Ombudsstellen in einer 

inklusiven Kinder- und Jugendhilfe zu stellen?
◆  Wie ist ein niedrigschwelliger und barrierefreier Zugang möglich, 

auch unter dem Aspekt der unterschiedlichen Bedingungen von 
Stadtstaaten und Flächenländern?

◆  Welche Multiprofessionalität braucht es für die ombudschaftliche 
Arbeit?

◆  Wie gelingt der notwendige Wissenszuwachs der Fachkräfte?
◆  Welche Kooperationen und Vernetzungen braucht es zusätzlich, 

und wie lassen sie sich gestalten?
◆  Wie muss Inklusion in die fachpolitische Debatte (weiter) imple-

mentiert werden?
Dies sind nur einige Fragen zu einer Um- oder Neustrukturierung 
von Ombudsstellen, die zum Teil in den bestehenden Stellen, auch in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesnetzwerk Ombudschaft, bereits 
erörtert werden. Für eine zeitnahe Umsetzung von Ombudschaft, wie 
sie der Gesetzgeber vorsieht, sind die Länder zuständig, und die beste-
henden Ombudsstellen sollten mit ihrer umfangreichen Expertise 
dazu beitragen können. Um langfristig ein bedarfsdeckendes ziel-

gruppenorientiertes Beratungsangebot vorhalten zu 
können, bedarf es nicht nur in den kommenden Jah-
ren einer qualifizierten Evalua tion, sondern auch 
darüber hinaus. Die bedarfsgerechte Ausgestaltung 
einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe ist ein Pro-
zess stetigen fachlichen Diskurses aller Akteur:innen 
der Kinder- und Jugendhilfe – Ombudschaft bietet 
hierzu eine kritisch-qualitative Reflexionsfläche und 
ist Garantin für das Aufzeigen struktureller Schwä-
chen und Problemlagen. 
 Tania Helberg 

Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe (BRJ) e. V. 
E-Mail: koordination@bbo-jugendhilfe.de 

Literatur

Wiesner, R.; Wapler, F. (Hrsg.): SGB VIII. Kinder- und 
Jugendhilfe. Kommentar. München: C. H. Beck, 6. Aufl. 
2022.
BVkE; DCV (Hrsg.): SGB VIII. Kinder- und Jugendhilfe 
nach der Reform durch das KJSG. Gesetzestext mit gekenn-
zeichneten Änderungen inkl. KKG, Einleitung und Stellung-
nahmen. Freiburg: Lambertus, 2021.

Fordert viel, wird aber auch viel bringen: das große Thema Ombudschaft. Im Bild:  
Das Team Ombudschaft in Baden-Württemberg (vgl. S. 5).
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Baden-Württembergs Landesombudssystem 
feiert sein zweijähriges  Bestehen
Das Besondere in Baden-Württemberg ist, dass die Landesregierung 
bereits deutlich vor der bundesweiten gesetzlichen Verankerung von 
Ombudsstellen durch § 9 a SGB VIII entschieden hatte, ombudschaft-
liche Beratung als Bestandteil der Kinder- und Jugendhilfe in 
Baden-Württemberg zu implementieren. Grundlage hierfür war und ist 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom Juni 2020 zwischen dem 
Landesministerium für Soziales, Integration und Gesundheit und dem 
Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS). Hie rin ist festge-
halten, dass das Landesombudssystem1 organisatorisch beim KVJS 
angegliedert wird und aus drei Ebenen bestehen soll: einer Geschäfts-
stelle (Ebene 1), vier regionalen Ombudsstellen (Ebene 2) und der Ein-
bindung des zivilgesellschaftlichen Engagements (Ebene 3). Fachliche 
Begleitung erhält das Landesombudssystem durch einen Beirat.2 

Das Landesombudssystem blickt auf erfolgreiche 
Vorgängerprojekte zurück 
Schon vor dem Etablieren des Landesombudssystems wurde in 
Baden-Württemberg wertvolle Expertise im Kontext Ombudschaft 
gesammelt: Besonders hervorzuheben sind die Initiative „Habakuk – 
Rechte haben, Recht bekommen!“, von der Caritas 2007 ins Leben 
gerufen, und das ab 2016 von der Liga der freien Wohlfahrtspflege 
getragene dreijährige Projekt „Ombudschaft Jugendhilfe“.

Jenes Projekt wiederum fand auch Eingang in den Koalitionsver-
trag der Landesregierung von 2016 bis 2021, der sich dafür aussprach, 
dass eine landesweite Ombudsstelle in der Kinder- und Jugendhilfe 
verstetigt werden solle, wenn sich aus den gesammelten Erfahrungen 
heraus diesbezüglich Bedarfe und Notwendigkeiten abzeichnen. 
Auch der aktuelle Koalitionsvertrag für Baden-Württemberg erwähnt 
Ombudschaft und unterstreicht damit die Relevanz, die der Thema-
tik vonseiten der Landesregierung beigemessen wird.3 

Beratungszahlen im Jahr 2021
Dass dieses Angebot in Anspruch genommen wird, zeigen die Bera-
tungszahlen auf: So lässt sich mit Blick auf das Jahr 2021 festhalten, 
dass sich insgesamt 391 Ratsuchende bei den vier regionalen Ombuds-
stellen gemeldet haben. Bei 73 Prozent (N = 286) kam es zu einem 
eigenständigen Beratungsprozess – das bedeutet, dass es häufig keine 
einmalige Beratung war oder ist, sondern mehrfach Termine stattfin-
den –, bei 27 Prozent genügte eine Kurzauskunft beziehungsweise es 
erging eine Weitervermittlung an andere Fachdienste. Die durch-
schnittliche Bearbeitungszeit pro Fall betrug 6,6 Stunden.

Mit 59 Prozent waren es mehrheitlich Eltern, die den Kontakt auf-
nahmen, in neun Prozent der Fälle waren es die jungen Menschen 
selbst, bei 15 Prozent war es eine Fachkraft eines freien und bei einem 
Prozent eine Fachkraft eines öffentlichen Trägers, bei 16 Prozent 
waren es sonstige Personen. Mit Blick auf den Kontext der Beratungs-

anfragen lässt sich sagen, dass das Anliegen mit 76 Prozent vorwie-
gend die öffentliche Jugendhilfe betraf, mit fünf Prozent Träger der 
freien Jugendhilfe und mit 19 Prozent sowohl öffentliche als auch 
freie Jugendhilfeträger. Hinsichtlich des rechtlichen Zuständigkeits-
bereichs innerhalb des SGB VIII dominierten die stationären Hilfen 
(§§ 33 und 34 SGB VIII).

Das Landesombudssystem befindet sich weiterhin in der Entwick-
lungs- und Aufbauphase und strebt 2022 an, noch nahbarer für die 
Kinder und Jugendlichen zu werden. Unter anderem wurde seit Som-
mer 2021 die Homepage www.ombudschaft-jugendhilfe-bw.de auf- 
und ausgebaut. Dazu gibt es ein Instagram-Profil (ombudschaft_bw) 
mit aktuell circa 313 Follower:innen und einen Live-Chat, der zwei-
mal in der Woche auch ein anonymes Angebot bietet. 

 Dr. Sonja Kuhn 
Landesombudsfrau bei der Landesombudsstelle Baden-Württemberg 

E-Mail: kuhn@ombudschaft-jugendhilfe-bw.de
 Renke Jahn 

Stellvertretender Mitarbeiter bei der Landesombudsstelle Baden-Württemberg 
E-Mail: jahn@ombudschaft-jugendhilfe-bw.de

Anmerkungen

1. Vgl. öffentlich-rechtliche Vereinbarung über ein unabhängiges Ombudssys-
tem in der Jugendhilfe Baden-Württemberg vom 8.6.2020.
2. Vgl. Geschäftsordnung des Beirates Ombudschaft in der Kinder- und Jugend-
hilfe vom 30.7.2020. 
3. Vgl. Koalitionsverträge „Baden-Württemberg gestalten: Verlässlich. Nach-
haltig. Innovativ.“ (2016–2021), S. 80 (Download per Kurzlink: https://bit.
ly/3Gt98qR), und „Jetzt für morgen – der Erneuerungsvertrag für Baden-Würt-
temberg“ (2021–2026), S. 78 (https://jetztfuermorgen.de).

Externe Beschwerdeverfahren: Praxis-
erfahrung gibt’s zum Beispiel in Leipzig
Aufarbeitungsprozesse bezüglich Übergriffen, Grenzüberschreitun-
gen und Fehlverhalten von Fachkräften in Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe haben schmerzlich klar gemacht, „(…) dass diese 
keineswegs per se als Schutzräume (…)“1 für junge Menschen gelten 
können. Wiederholt wurde betont, dass es daher unterschiedliche 
Schutzmechanismen und Instrumente brauche, damit junge Men-
schen sich in den Einrichtungen beteiligen und vor allem auch in per-
sönlichen Angelegenheiten beschweren können. Mit Einführung des 
Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) 2012 wurde erstmals das 
Vorhalten geeigneter Verfahren für Beteiligung und Beschwerde 
innerhalb der Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe als Voraus-
setzung zur Erteilung einer Betriebserlaubnis gesetzlich verankert. 

Im Zuge der SGB-VIII-Reform wurden im Sommer 2021 erneut 
Erweiterungen im § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII vorgenommen: Neben 
Schutzkonzepten und Selbstvertretungsstrukturen sind nun interne 
und externe Beschwerdeverfahren in Einrichtungen vorzuhalten. 
Offen ist jedoch beispielsweise, wie diese Regelungen entsprechend 

THEMA
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der Intention des Gesetzgebers umgesetzt und mit Leben gefüllt wer-
den können, damit sie wirklich einen verbesserten Schutz für junge 
Menschen darstellen. Hier werden künftig die Betriebserlaubnis-
behörden eine maßgebliche Rolle spielen, da sie entscheiden und prü-
fen, ob eine Einrichtung die gesetzlichen Vorgaben erfüllt. Grund-
sätzlich sind bei der Einrichtung externer Beschwerdestellen einige 
Punkte zu beachten, zum Beispiel bezüglich Zugangswegen zu 
Beschwerdemöglichkeiten und benötigten Ressourcen zur Umset-
zung der gesetzlichen Vorgaben. Hierzu hat das Bundesnetzwerk 
Ombudschaft ein umfangreiches Positionspapier erarbeitet.2

In Leipzig gibt es seit 2018 eine externe Beschwerdestelle für Mit-
wirkungs- und Beteiligungsrechte (BeMiBe). Das Projekt des Kinder- 
und Jugendhilferechtsvereins (KJRV) wird aus Mitteln der Stadt 
Leipzig finanziert. Der KJRV ist eine unabhängige Ombudsstelle für 
junge Menschen und ihre Familien in Sachsen, die sich im Hilfepro-
zess nicht ausreichend beteiligt fühlen. Er berät Ratsuchende zu ihren 
Rechten beziehungsweise Ansprüchen, unterstützt sie dabei, ihre 
berechtigten Anliegen im Zusammenhang mit den Hilfen zur Erzie-
hung zu vertreten, und vermittelt bei Konflikten. Der Verein hat zum 
Ziel, dass die Rechte junger Menschen und ihrer Familien in der Leis-
tungsgewährung und -erbringung individuell und strukturell stärker 
Beachtung finden. Die BeMiBe ist – neben der Fachstelle Ombud-
schaft in Sachsen (FOSA) und dem „House of Dreams – das Care-
leaver-Zentrum“ – eines von drei Projekten des KJRV.

Die BeMiBe berät und vermittelt bei Beschwerden junger Men-
schen und ihrer Familien gegenüber Leipziger Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere im Rahmen der Leistungser-
bringung. Gemeinsam mit den Ratsuchenden und den beteiligten 
öffentlichen und freien Trägern werden intensive Klärungsprozesse 
angestrebt. Ziel ist es, tragfähige und von allen Beteiligten akzeptier-
te Lösungen zu finden und so zu gelingenden Hilfeprozessen beizu-
tragen. Zudem ist die BeMiBe für Fachkräfte und Einrichtungen bei 
Fragen zum Implementieren, Verstetigen oder Überarbeiten von 
Beteiligungs- und Beschwerdestrukturen ansprechbar.

Im Rahmen der Beratungsarbeit wenden sich ratsuchende junge 
Menschen oder ihre Eltern beispielsweise mit den folgenden Themen 
an die externe Beschwerdestelle:
◆   Junge Menschen: Partizipation und Beteiligung bei zukunftswei-

senden Entscheidungen im Rahmen der Hilfeplanung/der Hilfe-
plangespräche; Regeln in Wohngruppen (zum Beispiel hinsichtlich 
Sanktionen, Taschengeld, Besuchsregelungen); Einsicht in Berich-
te und Akten; Beschimpfungen und Grenzverletzungen durch 
Fachkräfte; Beendigung von Hilfen; Bezugsbetreuer:innenwechsel; 
fehlende Begleitung beim Übergang in die Selbstständigkeit;

◆   Sorgeberechtigte: fehlende Information; (mangelnde) Einbezie-
hung/Einflussnahme auf Inhalte der Hilfe im Rahmen der Hilfe-
planung und daraus resultierende Konflikte und Unsicherheiten; 
Umgangsregelungen/Besuche; Unzufriedenheit mit Fachkräften; 
Drohungen von Fachkräften; unverständliche Fachsprache.

Aufgrund der Aufarbeitung beispielsweise durch den Runden Tisch 
„Heim erziehung“3 sowie des Wissens und der Erkenntnisse um die 
Machtverhältnisse im pädagogischen Kontext⁴ ist es in der pädago-
gischen Arbeit zentral, den Schilderungen und Sichtweisen der 
Adressat:innen Gehör zu schenken: auch – und gerade dann – wenn 
sie eine negative Bewertung des fachlichen Handelns beinhalten. Dies 
stellt natürlich für Fachkräfte eine gewisse Herausforderung im päd-
agogischen Handeln dar und ist sicherlich nichts Leichtes. Damit die-
ser offene Umgang gelingen kann, braucht es eine entsprechende 
Beschwerde- und Fehlerfreundlichkeit als pädagogische Grundhal-
tung sowie eine entsprechende Einrichtungskultur als Basis für das 
Gelingen von Beschwerde- und Beteiligungsverfahren in Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe.⁵ Henriette Grapentin

Projektkoordinatorin der externen Beschwerdestelle  
für Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte beim KJRV e. V. 

E-Mail: grapentin@jugendhilferechtsverein.de

 

Anmerkungen

1. Urban-Stahl, U.; Jann, N.; Bochert, S., Grapentin, H.: Beschweren 
erlaubt! Berlin, 2013, S. 5. Download per Kurzlink: https://bit.ly/3wXK2Nu
2. Bundesnetzwerk Ombudschaft: Positionspapier: Einrichtungsexterne 
Beschwerdestellen im Sinne des § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII. Berlin, 2022. 
Download per Kurzlink: https://bit.ly/3t6PMSZ 
3. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe) (AGJ): Abschluss-
bericht des Runden Tisches „Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“. 
Berlin, AGJ-Eigenverlag, 2010. 
4. Vgl. Urban-Stahl, U.; Jann, N.: Beschwerdeverfahren in Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe. München, Reinhardt Verlag, 2014, S. 62 ff. 
5. Vgl. ebd., S. 70 ff.
 

Recht/Politik 

KJSG: Das „Wie“ steht noch aus
Vor gut einem Jahr ist das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
(KJSG) in Kraft getreten. Freie und öffentliche Träger machen sich in 
allen Bundesländern auf den Weg, die Anforderungen des Gesetzes 
in den unterschiedlichen Bereichen umzusetzen. Auf Bundesebene 
hat das Bundesministerium für Frauen, Senioren, Familien und 
Jugend (BMFSFJ) eine Umsetzungsstrategie beschlossen, die auf fünf 
Säulen ruht: 
1) Möglichkeiten einer Verwaltungsstrukturreform: Das For-
schungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer hat den Auftrag 
erhalten, Veränderungsoptionen auszuloten, um Organisationsab-
läufe, Personal und Finanzierung der öffentlichen Träger auf den 
Prüfstand zu stellen.
2) Machbarkeitsstudie und Werkzeuge: Das Institut für das Recht 
der Sozialen Arbeit in Osnabrück führt eine Machbarkeitsstudie zu 
den Verfahrenslots:innen durch, welche mit 50 Modellkommunen 
die Implementierung dieser neuen Beratungsinstitution analysiert. 
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Zudem ist für den weiteren Verlauf der KJSG-Umsetzung ein Werk-
zeugkasten für Jugendämter zur Implementierung der Verfahrens-
lots:innen angedacht.
3) Beteiligungsprozess: Zur fachlichen Ausgestaltung des „Wie“ der 
großen Lösung ist ein breiter Beteiligungsprozess auf Bundesebene 
vorgesehen, der am 27. Juni 2022 mit einer Auftaktveranstaltung 
 seinen Anfang nimmt. Dabei gilt es Grundlagen zu erarbeiten, die im 
Herbst 2022 einer breiten Fachöffentlichkeit zur Diskussion gestellt 
werden.
4) Prospektive Gesetzesevaluation: In Kooperation mit der Arbeits-
stelle Kinder- und Jugendhilfestatistik wird eine quantitative Grund-
lage zur prospektiven Gesetzesevaluation entwickelt, um den Ansprü-
chen des § 107 SGB VIII (Kostenneutralität, keine Qualitätsabsenkung 
in der Leistungserbringung, keine Ausweitung des anspruchsberech-
tigten Personenkreises) gerecht zu werden.
5) Inklusive Lösung: In der Evaluation des KJSG werden zunächst 
die für die inklusive Lösung besonders wichtigen Bereiche betrach-
tet, vor allem Selbstvertretungen und Alltagshilfen. Dies wird aller-
dings einige Zeit in Anspruch nehmen und hängt von der Umsetzung 
in der Praxis ab.

Insbesondere der Koalitionsvertrag der rot-grün-gelben Koali tion 
stellt die inklusive Lösung in den Fokus jugendhilfepolitischer Maß-
nahmen. So soll bereits 2024 eine Gesetzesgrundlage für die Hilfen 
aus einer Hand entwickelt werden, die dann 2025 zur Verabschie-
dung ansteht – also wesentlich früher als bisher geplant (s. Abb. o.). 
Für freie wie öffentliche Träger bedeutet dies, dass noch weniger Zeit 
bleibt, um die Kinder- und Jugendhilfe inklusiv auszugestalten. Dies 
kann nur in einer gemeinsamen Anstrengung aller beteiligten Trä-
ger und Professionen gelingen. Damit das „Wie“ der inklusiven 

Lösung zu mehr Teilhabe und Selbstbestimmung junger Menschen 
führt. Daniel Kieslinger
 Referent in der BVkE-Geschäftsstelle in Freiburg  
 E-Mail: daniel.kieslinger@caritas.de 

TERMINE

(vorbehaltlich der Durchführbarkeit angesichts der je  
aktuellen pandemiebedingten Regelungen)
 
Organsitzungen 
◆ 27./28.9.2022, geschäftsführender Vorstand, Frankfurt/M.,  

Hoffmanns Höfe
◆  27./28.9.2022, Vorstand, Frankfurt/M., Hoffmanns Höfe
 
Gremiensitzungen
◆  20./21.9.2022, FA Berufliche Bildung (mit EREV-Fach-

gruppe), Frankfurt/M., Hoffmanns Höfe
◆  19./20.10.2022, FA Ökonomie und Arbeitsrecht, Ludwigs-

hafen, Heinrich-Pesch-Haus 

Veranstaltungen 
◆   21./22.6.2022, Zukunft Ganztagesbetreuung! Workshop II, 

Köln, Maternushaus
◆   29.6.–3.7.2022, Workshop Bundesjugendhilfe-Musikpro-

jekt, Sigmaringen, Haus Nazareth
◆ 5./6.10.2022, Workshop 5 Inklusion, Frankfurt, Spenerhaus 
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BVkE und EREV stellen sich an die Seite geflüchteter junger Menschen

In den letzten drei Monaten 
hat sich deutlich abgezeich-
net, dass der Krieg erhebliche 
Auswirkungen auch auf die 
Kinder- und Jugendhilfe in 

Deutschland und Europa haben wird. In Deutschland ist sie nicht 
nur gefordert, die Erstversorgung geflüchteter junger Menschen 
und ihrer Familien sicherzustellen, sondern auch ihren Aufenthalt 
und ihre Integration. Auch der BVkE und sein evangelischer Part-
nerverband EREV sind zuständig für diese jungen Menschen und 
Familien, die traumatisiert, psychisch und wirtschaftlich belastet 
hier ankommen und mit einer so weitreichenden Krise umgehen 
müssen. Als freie Träger haben wir vielerorts schnell, flexibel und 
kreativ Lösungen und Unterstützungsmöglichkeiten gefunden. 
Die Kinder- und Jugendhilfe ist nach den Entwicklungen der ver-
gangenen Jahre gewissermaßen krisenerprobt. Es zeigen sich aber 
auch deutliche Handlungsbedarfe, die wir gemeinsam angehen 
müssen, um den Geflüchteten kurz-, mittel- und langfristig die not-
wendige Hilfe zukommen zu lassen. Zwei Bedarfe seien an dieser 
Stelle besonders erwähnt. 
Aufgrund der anfänglich schwierigen Koordination der Aufnah-
me ukrainischer Geflüchteter beobachten wir Lücken im Kinder-
schutz. Dadurch, dass viele junge Menschen privat organisiert in 
Gastfamilien untergebracht worden sind, haben die Kommunen 
und die Betriebserlaubnisse erteilenden Behörden zu wenig Ein-
sicht, wo die jungen Menschen eigentlich verbleiben. Die Gast-
familien können aufgrund des beschriebenen Status nicht pro-

fessionell begleitet werden und kommen schnell an ihre Grenzen. 
Damit der Kinderschutz gewährleistet werden kann, brauchen 
diese Familien Beratung und Stärkung. Aber auch freiwillige 
Verbünde mit Hilfsangeboten wie Jugendherbergen, Jugend-
gästehäuser, Jugend- und Familienbildungsstätten, die ganze 
Gruppen aus Heimen in der Ukraine aufgenommen haben, brau-
chen Unterstützung. Wir sehen, dass Träger aktiv werden, die 
vorher nicht in der Kinder- und Jugendhilfe tätig waren. Sie orga-
nisieren die Aufnahme von (Heim-)Gruppen zum ersten Mal 
und werden mit Kinderschutzproblemen konfrontiert, wie bei-
spielsweise mit Besuchsangeboten in den Gastwohnungen, 
Angeboten zu Ausflügen oder kulturellen Besuchen seitens unbe-
kannter Dritter. Diese Verbünde von Jugendherbergen und 
anderen müssen im Rahmen des Kinderschutzes ebenso geprüft 
und fachlich begleitet werden wie die Hilfsangebote von Gast-
familien und anderen Privatpersonen. Dazu gehört eine zeitlich 
klar definierte fachliche Perspektive der Hilfsangebote, um den 
Standards und Qualitätsansprüchen der Kinder- und Jugendhil-
fe im Sinne der geflüchteten jungen Menschen gerecht zu werden. 
Für die Versorgung, Betreuung und Bildung der geflüchteten Kin-
der und Jugendlichen bedarf es einer klaren Zuständigkeit bei den 
Innen-, Sozial- und Jugendministerien auf Länderebene und einer 
entsprechenden Rechtssicherheit. Davon abgeleitet wird eine 
Finanzierung, die sich an dem Bedarf der Kinder und Jugendli-
chen orientiert. Die freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
übernehmen eine sehr hohe Verantwortung für die Geflüchteten, 
aber auch für die gesamte Gesellschaft. Stephan Hiller

Stephan Hiller
Geschäftsführer des 
BVkE in Freiburg 
E-Mail: stephan. 
hiller@caritas.de
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Medientipp 

Vorschau auf ein Buch zur Ombudschaft 
Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe bedeutet unabhängige 
Information und Beratung sowie die Vermittlung bei Konflikten mit 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe – seit 2021 gesetzlich verankert. 
Im Buch wird das langjährige Arbeitsfeld Ombudschaft in der Kin-

der- und Jugendhilfe erstmals umfassend dargestellt: Seine Beiträge 
beleuchten fachliche Grundlagen, praktische Erfahrungswerte, zent-
rale Diskussionslinien und rechtliche Aspekte.
Len, Andrea; Manzel, Melissa; Tomaschowski, Lydia et al.: Ombud-
schaft in der Kinder- und Jugendhilfe. Grundlagen – Praxis – 
Recht. Weinheim: Beltz Juventa, voraussichtlich September 2022, 
ca. 300 S., ca. 30 Euro, ISBN 978-3-7799-7088-0.

Bundesverband Caritas 
Kinder- und Jugendhilfe e.V.


